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514 Uwe H. Schneider and Ulrich Burgard

Insidertatsache motiviert und getragen sein. Ist die Empfehlung dagegen aus-
schließlich von anderen Motiven bestimmt, dient sie insbesondere lediglich der
allgemeinen Absatzförderung, so handelt es sich nicht um eine verbotene Emp-
fehiung. Das gilt namentlich für bloße reklamemäßige Anpreisungen. Implizite
oder explizite Empfehlungen zum Kauf der wertpapiere des Emittenten wie
sie auf sogenannten 'road shows' und dergleichen üblich sind, verstoßen daher
für gewöhnlich selbst dann nicht gegen $ 14 Abs. 1 Nr. 3 WpHG, wenn sie aus
dem Munde eines Primärinsiders stammen,

VIII. ZUsTMENFASsuNG

1. Prognosen, Meinungen und sonstige subjektive werturteile sind als 'Tatsa-
chen' i.S.d. $ 13 Abs. 1 wpHG anzusehen, wenn sie zumindest auch auf einer
nicht öffentlich bekannten Tatsache beruhen, vgi. g 13 Abs. 2 WpHG.
2. Auch ohne einen solchen Tatsachenkern sind lverturteile ferner dann Tatsa-
chen, wenn sie von dem verkehr aufgrund der person oder den umständen,
unter denen sie geäußert werden, als Tatsache behandelt werden.
3. Nicht als Tatsachen i.S.d. $ 13 Abs. 1 WpHG anzusehen, ist dagegen der
bloße umstand, wer welche Meinung vertritt, wohl aber wer welche Absicht
verfoigt.
4. Rechtlich und tatsächlich {iberschneiden sich diese Fallgruppen. Zugleich
bestehen wechselwirkungen mit dem Merkmal der Kursrelevanz. Deshalb kann
die Frage, ob eine bestimmte Information ihrem Gehalt nach eine Tatsache
oder eine bloße Meinung ist, bei Äußerungen von unternehmensvertretern
dahinstehen; denn wenn die Äußerung kursrelevant ist, steht damit zugleich
fest, daß der Verkehr sie als eine Tatsache behandelt.
5. Dennoch begründen gg 13, 14 Abs. 1 Nr. 2 und 3 wpHG keinen kapitalmarkt-
rechtiich indizierten Maulkorb für unternehmensvertreter. verboten sind
ihnen Äußerungen vielmehr nur unter drei voraussetzungen. Erstens muß die
Außerung kursrelevant sein. Kursrelevant ist aber in der Regel nur die (zumin-
dest) 'kleine sensation'. und verboten ist eine solche Äußerung allein dann,
wenn sie zweitens unbefugterweise und drittens vor einem begrenzten
Adressatenkreis erfolgt.
ó. Auch sind reklamemzißige Anpreisungen für gewöhnlich keine verbotenen
Empfehlungen i.S.d. g 14 Abs. I Nr. 3 WpHG, und zwar selbst dann nicht,
wenn sie von Primärinsidern abgegeben werden.
7. Gleichwohl sollten sich unternehmensvertreter stets der ostfriesischen weis-
heit erinnern: De Vögels, de to froh singen, frett de Kattt.

ANTON K. SCHNYDER

Internationales 'Wirtschaftsrecht - zu Begriff und
Phänomenologie

I. AusceNcspuNKT: INTBnNaTToNALISIERUNG ut{¡ GToSILISIERUNG
voN MÄnrrpN

Internationales Wirtschaftsrecht konstituiert sich dort als Fragestellung, wo
nationale Sachverhalte grenzüberschreitende Bezi.ige annehmen. Marktrecht ist
etwa solange nicht von internationalrechtlichem Interesse, a1s Märkte in sich
geschlossene und auf das Inland begrenzte sowie ausschliesslich von lokalen
Händiern frequentierte Transaktionsplätze darstellen. Demgegenüber ergeben

sich völker-, ordnungs- und sonstige wirtsehafts(koliisions)rechtliche Fragen,
sobald ausländische Anbieter und Nachfrager im Inland auftreten und - umge-
kehrt -'inländische' Protagonisten sich ins Ausland begeben.

Angesichts globalisierter Märkte in der Gegenwart wäre es - zumindest in
vielen Steuerungsbereichen - folgerichtig, über ein insoweit trans- bzw. suprana-
tionales Recht zu verfügen.l Denn solches könnte am ehesten den internationa-
len Besonderheiten und Interdependenzen von Sachverhalten gerecht werden.
Oder anders umschrieben: Je umfassender, globaler Veranstaltungen und Aus-
wirkungen von Märkten sind, desto begrenzter, dysfunktional¿r werden natio-
nale, aber auch regionale Steuerungsinstrumente. Letzhere beherrschen indessen
nach wie vor die normative Weltkarte. Während vom Faktischen - gleichsam

vom Regelungsmaterial - her ein grenzenioses 'internetting' absehbar wird bzw.

schon Wirklichkeit ist, weist das darauf auszurichtende Wirtschaftsrecht noch
häufig Partikulärcharakter auf; entsprechend ist man auf allen Ebenen mit
Steuerungs- und Koordinationsdef,ziten einerseits sowie positiven Regelungs-
konflikten andererseits konfrontiert.

Vor diesem Hintergrund ist nachfolgend dem komplexen Phänomen 'inter-
nationales Wirtschaftsrecht' nachzugehen - einer Fragesteliung, die Richard

1 S. beispielsweise J. Basedow, Weltkartellrecht (1998)

Theoìlor Bauns, Klaus J. Hopt ot1à Norbefi Hoil (eds.), Cotporutioils, Capital Maúets and Busìilass in the Law,515-531.
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516 Anton K. Schnyder

Buxbaum (wie nur wenige andere) pionierhaft seit Jahrzehnten als einen seiner
Forschungsschwerpunkte bestimmt hat.

II- INr¡nN,qrroNALEs wrnrscu¡.rrsRpcHT ¡,rs ZusrÄNorcKErrsRECHr

1. Zustrindigkeit wffir?

Internationales wirtschaftsrecht kann - vorläufig - umschrieben werden als
Recht der internationalen wirtschaft bzw. fiir die internationale wirtschaft. Es
folgt insoweit den Besonderheiten und schwierigkeiten des'wirtschaftsrechts'
im Allgemeinen -jedoch akzentuiert um die grenzüberschreitende, internatio-
nale Dimension.2

Die Internationalität (auch Globalisierung) von wirtschaftssachverhalten
provoziert die Frage nach der zuordnung uon Regelungszuständigkeiten (,juris-
diction to prescribe'). welches Recht ist berufen, eine Transaktion zu erlauben,
zu untersagen oder anderweitig zu regeln; und welche Autorität alioziert solche
Normkompetenz? vorgeschaltet nt dieser Frage bzw. von ihr abhängig ist die
Beurteilung der damit verbundenen verfahrenszuständigkeit (.jurisdiclion to
adjudicate'und'to enforce'): welche Behörden sind - gestützt worauf - kompe-
tent, ein wirtschafts(aufsichts)rechtliches verfahren durchzufÍihren und gegebe-
nenfalls Vollstreckungsakte anzuordnen?

Die solcherart umfassende Fragestellung differenziert zunächst nicht danach,
ob sich eine international-wirtschaftsrechtliche Rechtsfrage im Rahmen eines
zivll-,Yerwaltungs-, Straf- oder eines sonstigen verfahrens sfellt. Zwar ist nicht
zu übersehen, dassje nach Rechtsweg und unterschiedlichen Trägern der Imple-
mentierung von ordnungsmechanismen eine Kategorisíerurng wirtschafts-
rechtlicher Fragen zu erfolgen hat. Dies wird etwa ersichtlich an der
unterschiedlichen Bilateralisierbarkeit des Auswirkungsprinzips - je nachdem,
ob es sich um eine 'privat'rechtliche wettbewerbsstreitigkeit o¿.. u- das ver-
fahren vor einer Kartellbehörde handelt.3 Der gestützt auf das positive Recht
(noch) vorhandene Zwang zur eualifikation von wirtschaftssachverhalten und
zu deren Einordnung in tradierte Rechtsbehelfe darf allerdings nicht darüber
hinwegtäuschen, dass internationales wirtschaftsrecht einer eigãnstãndigen und
zugleich 'neuartigen' Betrachtungsweise folgt - n¿imlich dei von qualifiziert
materiellen ordnungsanliegen konditionierten steuerung der internationalen'wirtschaft. Es leuchtet ohne weiteres ein, dass dieses Spannungsverhältnis
zwischen herkömmlichem Institutionenrecht und neuen Regelungsanliegen -
t vgl.etwa w.R. Schiuep, zum wirtschaftsrecht - Eine sammlung uon Aufsâtzen

(1978); E.-J. Mestmäcker, ,Wirtschaftsrecht,, RabeIsZ 54 (lgg}), S. +Ol n-; p. Stein_
dortr, Eíffihrung ín das wirtschaftsrecht der Bundesrepublik'Deutschland (1977);
A.K. Schnyder , Wirtschaftskollisionsrecht ( 1990), insbes. S. 17 ff.t Vgl.hiernach nach Fn 28.
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nicht zulefzt in dogmatischer Hinsicht - zu erheblichen BewZiltigungsproble-
men führt.

2. Zustrindigkeit durch wen?

Idealiter (wenigstens dem Modell nach) würde die internationale Zuständigkeit
in Wirtschaftssachen durch Weltrecht :und - soweit Weltmärkte betroffen sind

- durch global zuständige Behörden geregelt. Lefzteres ist bis heute nur aus-

nahmsweise der Fall.
Immerhin ist es schon de lege lata gelungen, punktuell sowie für Teilmärkte

international etablierte Organe zu schaffen; zu nennen sind etwa fùr das Banken-

und Kapitalwesen die BIZ und der IMF. Neben zentralisierten AufsichtsbehöIden
wäre sodann eine verstärkte internationale Handelsgerichtsbarkeit einzurichten -
und zwar sowohl für Streitigkeiten zwischen Staaten als auch für wirtschaftsrecht-
lich geprägte Auseinandersetzungen 'privater' Unternehmen. Zt den ietzteren

Fragestellungen gehörte beispielsweise der gesamte Komplex des Feindhandels-

rechts und der internationalen sowie nationalen Handelsembargos.4 Bekanntlich

haben diese äusserst spürbare Auswirkungen auf alle Ebenen und bis in letzte

Detailfragen internationaler Wirtschaftstätigkeit.
Neben globalen Institutionen kommen als Zuständigkeitsträger regionale

Organisationen (mit oder ohne supranationalen Charakter) in Frage. Aus euro-
päischer Sicht steht dabei die EU im Vordergrund. So sehr bezüglichen Entitä-
ten eine wachsende Bedeutung für das internationale Wirtschaftsrecht
zukommt, so darf andererseits nicht übersehen werden, dass sie aus globaler

Sicht und mit Bezug auf Weltmärkte ihrerseits - gleichsam metarechtlich - der

übergeordneten Koordination bedürfen. Bemtihungen im Rahmen von GATT,
GATS und WTO geben hierfür Stichworte ab.

Einstweilen verbleibt den Nationalstaaten die hauptsächliche Zuständigkeit
in Regelungsbereichen des internationalen Wirtschaftsrechts. Dies gilt auch

dort, wo imZuge internationaier oder regionaler Rechtsangleichung ('Harmoni-
sierung', 'Deregulierung'/'Reregulierung') autonome Rechtsetzung in den Hin-
tergrund tritt. Allemai sind es einzelne Staaten, die gestützt auf ihre SouveränitÍit
über eine koordinierte Implementierung befinden. Erst wenn Hoheitsbefugnisse
unumkehrbar abgegeben werden (müssen), veriiert der Nationaistaat an

Bedeutung.

j. Zustrindigkeit su ert eilung dur ch Völkeru echt ?

Da eine umfassende Weltrechtsordnung für das internationale Wirtschaften
noch aussteht, bedarf es der Kompetenzabgrervung im Verhältnis einzelner

o Vgl. etwa A.K. Schnyder, "'Gegenmassnahmen" im Internationalen Privat- und
Zivilverfahrensrecht', BerDGesVölkR 37 (1998), S. 73 tr
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Hoheitsträger. Allgemeines völkerrecht gibt dabei den Staaten und den staaten-
gemeinschaften den generellen Rahmen vor, innerhalb dessen sie Sachverhalte
zu regeln befugt sind. Die völkerrechtliche Jurisdiktionslehre beschäftLgt sich
einerseits mit der positiven Kompetenzbegründung (Erlaubnisnormen, vermu-
tung für eine Regelungsfreiheit der staaten) und andererseits mit den Sóhranken
ftir die Ausübung staatlicher Hoheitsgewalt bei transnationalen Verhältnissen.s
Als völkerrechtliche 'Grundnorm' gilt dabei der satz (oder das postulat),
wonach eine Rechtsgemeinschaft ihr wirtschaftsrecht nur durchset zen darr,
wenn zwischen ihr - namentlich einem staatlichen Territorium - und dem
(grenzüberschreitenden) Sachverhalt eine 'formalisierte räumliche Beziehung,¿
gegeben ist.

So unbestritten die völkerrechtliche Zustândigkeitslehre im Grundsätzlichen
erscheint, so schwierig ist deren Konkretisierung im Einzel- bzw. Zweifelsfall
Namentlich vermag sie - abgesehen von einer (ebenfalls nicht unumstrittenen)
verpflichtung der Staaten zur gegenseitigen RücksichtnahmeT - im Hinblick aui
díe spezifizierung eirverner Marktankntipfungen kaum anzugeben, wo jeweils die
völkerrechtlichen Schranken verlaufen bzw. gezo gen werderimtissen.s 

"

zweifel angebracht sind im weiteren gegenüber einer vermehrten Instru-
mentalisierun g der Menschenrechte für das wirtschaftsrecht.e Neben der grund-
sätzlichen Problematik einer zu extensiven Kompetenzzuordnung flir den
Menschenrechtsschutz (etwa im Kartel- und im Lauterkeitsrecht) erleben sich
vorbehalte aus ähnlichen überregungen, wie sie mit Bezug auf einá vö'Íkerrecht-
liche verpflichtung der staaten zur Interessenabwaguig formuriert werden(- vielleicht sogar srÍirker).

III. INrrnNerroNALES wrnrscH¡.prsREc'T ¡.rs onour,wcsREcnT rN
cnENzüs¡nscHRErrENDER HlNslc¡¡r

1. verwirklíchung eíner Markt- und sonstigen wirtschaftsuerfassung

Typisch ftir wirtschaftsrecht ist sein steuerungscharakter: Es steuert wirt-
schaftsverhalten und will daher qualifiziert in ñ4arktprozesse eingreifen. Die
t vgl. J. schwarze, Die Jurisdiktions,abgrenzung im vörkerrecht (1994); w. Meng,

Extraterritoriale Jurisdiktion ím öffentlichen wirtschaftsrecht 6bo+¡;'3chnyo"r, s.
Fn 2, S. 101 ff (m.w.N.).6 K'M. Meessen, Völkerrechtliche Grundsritze des internationalen Kartellrechts
(1975), S.93.
Dazu schnyder, s. Fn 2, s. 10s tr, 121 f; kritisch etwa w. veelken ,Interessenabwdgungim Wirt schaft skollisionsr echt (1988).
vgl. beispielsweise zum insoweit besonders kont¡oversen us-ame¡ikanischen Recht
P. Kiel, Internatíonales Kapitalanlegerschutzrecht (1994), S. g9 tr
vgl. 

-dazu 
(m-w.N.) B. simma/D.-E. Khan, 'verwaltungshandeln im Aussenwirt-

schaftsrecht - Die Berücksichtigung menschenrechtlichãr Gesichtspunkte tei ¿er
Auslegung und Anwendung nationaler vorschriften zur steuerungier grenzüber-
schreirenden wirrschaftsr¿Íigkeit" in: FS wolfgang Fikentsche (1gg¡), s. i00g tr

'7
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Abhängigkeit der Zulassung zu einer Gewerbetätigkeit von einer behördlichen
Bewilligung (oder von der Erfüllung sonstiger Voraussetzungen), Verpflichtun-
gen zu Offenlegung und Berichterstattung, das Untersagen eines Unternehmens-
zusammenschlusses oder das Bestrafen wirtschaftsaufsichtswidrigen Verhaltens
sind Eingriffstatbestãnde, die bestimmte Ziele wirtschaftsrechtlicher Ordnungs-
vorstellungen durchsetzen woilen. Diese wiederum sind Ausfluss einer Grund-
ordnung, der Wirtschaftsuerfassung. In seiner Ausrichtung auf deren

Implementierung kann (einfaches) Wirtschaftsrecht auch als instrumentalfunk-
tional bezeichnet werden.

Die Erweiteruûg von Sachverhalten auf das Ausland (Internationalisierung)
ändert an dem ordnungsrechtlichen Auftrag von Wirtschaftsrecht grundsätzlích

nichts. So ist bei behördlicher Überwachung der Solvenz von Banken, Versiche-

n¡ngen und anderen Unternehmen im Finanzdienstleistungsbereich ebenfalls

die Auslandstãtigkeít der beaufsichtigten Unternehmen in die Behördenkompe-
tenz eitzubeziehen. Namentlich das Sitziandprinzip zetgl" im Vy'eiteren sehr

schön, dass ein Nebeneinander territorialer Aufsichtssysteme nur aufgegeben

werden kann, wenn an dessen Stelle - zumindest weitgehend - eine grenzüber-

schreitende Konsolidierungsaufsicht tritt. Gründe der Effektiuitør von Wirt-
schaftsrecht lassen es daher nicht ztr, bei dessen Anwendung von
Auslandsachverhalten zu abstrahieren. Folgerichtig knüpft internationales Wirt-
schaftsrecht bei seiner lJmschreibung des internationalen Anwendungsbereichs
von ('eigenem') Wirtschaftsrecht an - aktuelle oder potentielle - Marktauswir'
kungen auf das Inland an. Wird durch einen Sachverhait der inländische
Ordnungsauftrag tangiert, so ist die Regelungszuständigkeit der wirt-
schaftsrechtli chen lex fori dem Grundsatz nach zu bejahen.

Zutreffend daher die Schweizer Wettbewerbskommission in ihrem Ent-
scheid v. 16. Februar 1998 (i.S. Merial, RPV/ 1998, 98 ff.): Erftiilt ein im
Ausland erfolgter Unternehmenszusammenschluss die in Art. 9 KG
genannten Aufgreifkriterien, so ist er in der Schweiz meldepflichtig -
und zwar unabhängig von weiteren materiellen Marktwirkungen des

Zusammenschlusses im Inland (gemäss Art. 10 i.V.m. Art. 2 Abs. 2 KG).
Eine gleiche Regelung kennl mutatis mutandis die europäische Fusions-
kontrollverordnung.

2. Gr enzüb er schr eitendes S onderr echt

Eine umfassende Anwendung inländischen Wirtschaftsrechts auf Sachverhalte,

die - zumindest teilweise - ebenfalls Auslandsbezüge aufweisen, führt in vielen
Fällen zu sogenannten Extraterritorialitãtskonflikten gegenlber Regelungsanlie-
gen ausländischer Rechte.lo Denn wie inländisches Ordnungsrecht bei Involvie-

1o ZumPhänomen und zur Problematik extraterritorialer Anwendung von Wirtschafts-
recht vgl. die Nachweise hiervor in Fn 5; sodam jtingst H. Baum, Globalizing Capital
Markets and Possible Regulatory Responses, in: J. Basedowff. Koro (Htsg.), Legal

Aspects of Globalizatíon (2000), S. 77 ff.
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fär das nachfolgende Auflösungsverfahren. Im Rahmen des letzteren sei

dann die Auflösung des Zusammenschlusses auf die Beseitigung der
inlãndi s chen Wettbewerbsbeschrânkung zu b e gr enz en.l e Unter teilweiser
Aufhebung des vom Bundeskartellamt gefällten Entscheides bestätigte
das Kammergericht zwar die Untersagung, beschränkte diese aber auf
den Zusammenschluss zwischen den deutschen Tochtergesellschaften.

Der Schreibende hat an anderer Stelle gestützt auf die Rothmans-Entschei-

dung und eine Analyse weiterer Rechtsprechung Grundsatz und Konkretisie-
rung einer eigenständigen wirtschaftskollisionsrechtlichen RuIe of Reason

postuliert.2o Dieser Ansatz ist in der Folge erwafiungsgemäss breit analysiert

und diskutiert worden - bis hin zu dogmatisch-ideologischen Grundsatzdebat-
ten über Positivismus und Herrschaft des Rechts.2l Bei allen Kontroversen -
soweit sie nicht im völlig Apodiktischen und in Wirklichkeitsfremde verharren

- setzt sich mehr und mehr die Einsicht durch, dass Wirtschaftsrechte grenzÍi-

berschreitend in besonderer Weise zu handhaben sind. Solche Einsicht ist
zweifellos ein richtiger und wichtiger Schritt, wegen der indessen nach wie vor
offenen und umstrittenen Konkretisierung der einzelnen Routen allerdings noch

viel zu wenig!
Es dürfte sinnvoll sein, anzustrebende Sonderrechtsfolgen grenzliberschrei-

tenden Wirtschaftsrechts von möglichst vielen Facetten her anzugehen. Dabei
mag sekundär werden - zumindest vorübergehend - ob und inwieweit die

Sichtweise einer wirtschaftskollisionsrechtlichen Rule of Reason im neuen Jahr-

tausend bestätigt wird oder nicht. Angezeigt ist eine Fruktifizierung möglichst
zahlreicher Instrumente, die dem hier formulierten Anliegen gerecht werden

können. Daz¡t záthlen etwa Sonder-Aufsichtsbestimmungen zur (grenzüber-

schreitenden) Dienstleistungstätigkeit, vornehmlich durch zwischenstaatliche
oder gemeinschaftsrechtliche Koordinierung - autonomrechtiiche (u.a.) Begren-

zungsvorschriften bei Vornahme funktional-äquivalenter Wirtschaftsaufsicht
durch das Ausland, Territorialisierung von Eingriffsanordnungen (wie Teilnicht-
igkeit u.a.) sowie Sondererlasse des Aussen- oder des sonstigen internationalen
Wirtschaftsrechts.

j. Wirtschaftskollisionsrechtliche Anw endungsbestimmungen

(a) Abgrenzung der wirtschaftsrechtlichen lex fori
Von wachsender praktischer Bedeutung und der Rechtssicherheit dienend sind
positivierte Rechtsanwendungsnormen (Kollisionsnormen), die über die Rege-

lungszuständigkeit betroffener Marktordnungen Auskunft geben. Es handelt

Ie WUWIE BKartA 1945, 1955. Entsprechend wurde Nr. 2 des Beschlusses formuliert
(mit Bindungswirkung für das Auflösungsverfahren).

'o Vgl. Schnyder; s. Fn 2, insbes. S.263 ff.
2t S. St. Habermeier, Neue Wege zum Wírtschaftskollisíonsrecht (1997).

rung grenzüberschreitender Sachverhaltselemente und verwirklichung der
normrelevanten Marktanknúpfungen nicht auf die Durchsetzung seiner wirt-
schaftsverfassung verzichten kann (vgl. hiervor), so wenig wird das Ausland
sein Marktrecht zur Disposition stellen können, will es nicht eigene Implemen-
tationsdefizite in Kauf nehmen. Idealtypisch besteht daher die Gefairr, dass
unterschiedliche wirtschaftsrechte - oder Regelungen, die dem schutz verschie-
dener Märkte dienen (vom abstrakten ordnungsgehalt her aber durchaus
übereinstimmen können) - extraterritorial aufeinander stossen und
Anwendungs- oder gar eigentliche Justizkonflikte nach sich ziehen können. Es
soll an dieser stelle genügen, insoweit bertihmt gewordene Fälle in Erinnerung
zu rufen - wie Schweizer uhrenkartell,ll Erdgasröhrenfall,l2 transatlantischer
IBM-Disput,l3 Laker Airwaysla oder Marc Rich.ls

Es muss daher einleuchten, dass nationale Vy'irtschaftsrechte in ihrer extraterri-
torialen Anwendung sowie bei Abwesenheit echter inter- bzw. supranationaler
Streitschlichtung durch die normsetzenden Nationalstaaten und Staatengemein-
schaften selber einer (Rechtsfolgen-) Differenzierung zuzuführen sind. Die jeweili-
gen wirtschaftsrechte bedürfen bei ihrer grenzüberschreitenden Anwendung und
Durchsetzung einer an ihrem ordnungsauftrag einerseits sowie an der Internatio-
nalität von Sachverhalten andererseits auszurichtenden teleologischen Reduktion.
Eine solche - vom völkerrecht weitgehend unabhängige bzw. von diesem bis
heute kaum konkretisierte - verpflichtung wird dem Grundsatz nach immer mehr
anerkannt; umstritten bleibt freitich deren nähere Ausgestaltung.

In dem bedeutsamen Fall Morris-Rothmøns waren die Auswirkungen
einer im Ausland erfolgten Akquisition auf den deutschen zigaretien-
markt zu beurteilen.l. Das Bundeskartellamt hatte den gesamten
Zusammenschluss untersagt, weil dieser'schwerwiegende wettbewerbs-
beschränkende Auswirkungen im Inland' gezeifigt habe.ri Nach Auffas-
sung der Kartellbehorde war eine Teiluntersagung - beschränkt aufden
Inlandszusammenschluss - weder aus völker- noch aus kollisionsrechtli-
chen Gründen geboten, da die untersagung'in derartigen Fällen keinen
rechtsgestaltenden charakter' habe.1s vielmehr lasse sie den Anteilser-
werb im Ausland unberührt und schaffe lediglich die Rechtsgrundlage

tt Vgl.bei Schnyder, s. Fn 2, S.359.t' s--J. Basedow,'Das amerikanische pipeline-Embargo vor Gerich t', RabeIsZ 47 (19g3)
1,41,5.147 tr.tt Vgl.bei Schnyder, s. Fn 2, S.10g.

to Vgl. bei Schnyder, s. Fn 2, 5.147 tr.t' vgl. die ausführliche Falldarstellung bei p.c. Honegger, Amerikanísche ofenlegungs-
pfiichten in Konflikt mit schweizerischen Geheimhaltingspflichten (r9g6),""s. 51 tr

'u vgl.wuwlE BKarrA 1943;wuwlq ol-c3051.
17 BKarrA 24.2.1982,WUW\E BKartA 1945.

'8 wuw¡E BKartA 1955.
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sich - vor altèm bei den staatlich-autonomen Bestimmungen - in erster Linie
um einseitige Kollisions- oder Grenznormen, d.h. um vorschriften, die sich
all-ein mit dem Anwendungsbereich des eigenen Rechts (lex fori) befassen,
während sie zur (möglichen) Regelungskompetenz ausländischer Rechtsordnun-
gen noch weitgehend schweigen. Internationales wirtschaftsrecht bestimmt
demgemäss, welche in- und ausländischen Rechtssubjekte von der inländischen
Rechtsordnung erfasst werden - insbesondere hinsichtiich Marktzulassung, der
laufenden Aufsicht über die Geschäftstätigkeit (einschliesslich einer .Auswir_
kungskontroile' gegentiber Drittstaatern) sowie der Beendigung der Aufsicht
und der Marktteilnahme. - Als Beispiele ftir solche einseitigen-R.echtsanwen-
dungsnormen können etwa genannt werden:

- $ 98 Abs. 2 S. 1 deutsches GWB: 'Dieses Gesetz findet Anwendung auf alle
wettbewerbsbeschränkungen, die sich im Geltungsbereich dieses"Gesetzes
auswirken, auch wenn sie ausserhalb des Geitungsbereichs dieses Gesetzes
veranlasst werden.'

- Art. 3 Abs. 1 schweizerisches versicherungsaufsichtsgesetz: .Der Aufsicht
unterstehen die privaten versicherungseinrichtungen, die in der schweiz oder
von der Schweiz aus im direkten Geschäft oder im Rückversicherungsgeschäft
tätig sind. Der Bundesrat bestimmt, was zum direkten Geschifi ln der
Schweiz gehört.'

- Arl 10 Abs. 1 und Abs.4 schweizerisches Börsengesetz:'wer ars Effekten-
händler tätig werden will, bedarf einer Bewilliguãg der Aufsichtsbehörde.
[Der Bundesrat] legt die Bewilligungsvora'ssetzungen für Effektenhändler
fest' die in der Schweiz tiâtig werden wollen, hier aber weder einen sitz noch
eine Zweigniederlassung haben.'

Ähnticn formuliert sind die EII- bzw. EG-Richttinie¿ betreffend die Festle-
gung der Zuständigkeit mitgiiedstaatlicher Aufsichtsbehörden, wobei sich
dadurch aber gieichzeitig eine Zuständigkeitsverteilung innerhaíb der union
ergibt. so lautet beispielsweise Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie v. 12. Dezember
1988 tiber die bei Erwerb und veräusserung einer bedeutenden Gesellschaftsbe-
teiiigung zu veröffentlichenden Informationen:

'Die Mitgliedstaaten unterwerfen dieser Richtlinie natirliche personen
und Rechtspersonen des öffentlichen Rechts oder des privatrechts, die
unmittelbar oder über eine zwischengeschaltete person eine Beteiligung
im sinne von Artikel 4 ,\bsatz 1 erwerben oder veräusse.n, *..rrr"di..
zu einer Änderung in den Stimmrechtsverhältnissen einer Gesellschaft
führt, die dem Recht eines Mitgriedstaats unterriegt und deren Aktien
zur amtlichen Notierung an einer oder mehreren in Àinem oder mehreren
Mitgliedstaaten ansässigen oder tätigen wertpapierbörsen zugelassen
smc.'

Internationales Marktaufsichtsrecht der vorbeschriebenen Art ist in seiner
einseitigen Grenzziehung von Regelungszuständigkeiten symptomatisch für das
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traditionelle internationale öffentliche Recht. In Bezug auf dieses wird im

Allgemeinen hervorgehoben, lvegen fehlender Distanz der Staaten zum Inhalt
des öffentlichen (Eingriffs-) Rechts seien die bezüglichen Rechtsanwendungs-

oder Kollisionsnormen stets nur einseitiger Natur.22 Damit verwandt ist das -
zwischenzeitlich allerdings erschütterte - Axiom, fremdes öffentliches Recht sei

per se im Inland unbeachtlich.23 Tatsache ist jedoch, dass erst bei einer Anglei-

chung von Aufsichtsrecht und der damit angestrebten Regelungs- und

Funktionsäquivalenz von Ordnungsprinzipien und -instrumenten eine

Respektierun g ausländischer Regelungsinteressen möglich wird. Dabei interes-

siert dann insonderheit, ob und in welchem Ausmass (1.) eigene Rechtsan-

wendungsnormen auch auf die Zustândigkeit fremder Staaten und

Rechtsgemeinschaften erstreckt werden - kollisionsrechtliche Bi- bzw. Multila-
teralisierung - und (2.) die verschiedenen ZustÍindigkeiten unter tibergeordneten

Gesichtspunkten ('metarechtlich') gar koordiniert werden können. Letzteres

stadium wúrde idealtypisch zu einer flâchendeckenden Aufsicht sowie zu einer

Abwesenheit von Regelungskonflikten führen.

( b)'Privat'kollisionsrecht
Ais internationales Wirtschaftsrecht/Wirtschaftskollisionsrecht in einem'enge-

ren' oder einem lPR-rechtlichen Sinne können díe verweisungsnormen des In-

und Auslandes bezeichnet werden, die in einem grenzüberschreitenden Fall

angeben, welche Rechtsordnung aufprivat(wirtschafts)rechtliche Ansprüche aus

Transaktionen der 
'Wirtschaft anwendbar ist.

'wie so oft in Bereichen des internationalen wirtschaftsrechts gibt es im

hier dargelegten Sinn keinin sich geschlossenes (oder gar kodifiziertes) interna-

tionalprivatrechtliches Wirtschaftsrecht. Vielmehr stellt dieses eine Gemenge-

lage dar von geschriebenem Recht und ungeschriebenen - einseitigen oder

zweiseitigen - Kollisionsnormen, die aus den verschiedensten Bereichen'zusam-

mengeschnürt' werden müssen. Beispielsweise fragt sich, welche Ansprüche ein

privater Anleger gegenüber einem ausländischen unternehmen hat, das eine

Anleihe begibt. welches Recht ist anwendbar; welche Gerichte sind zur Beurtei-

lung einer Streitigkeit verfahrenszuständig; wo und unter welchen Vorausset-

zungen ist ein etwaiges urteil im In- oder Ausland zu vollstrecken? Es handelt

sich also auch hier um die Kardinalfragen des IPR und des IZVR.
In der Schweiz eryibt sich etwa eine relativ klare Ausgangslage filr die sog.

Prospekthaftung. IJier hat der lPR-Gesetzgeber explizite Sonderbestimmungen

eingeführt, die sich sowohl auf die Gerichtszuständigkeit (Art. 151 Abs. 3, 165

" Vgl.K.Schurig,Kollisionsnortnundsøchrecht(1981),S. 145f;K.Yogel,Detttiumliche
Anw endung sb er eich der Ver w øltung sr e cht snorm ( 1 965 ), S. 3 1 0.

" Vgl. jetzt aber Art. 13 Satz 2 IPRG: 'Die Anwendbarkeit einer Bestimmung des

ausländischen Rechts ist nicht allein dadurch ausgeschlossen, dass ihr ein öffent-

lichrechtlicher Charakter zugeschrieben wird.'



524 Anton K. Schnyder

Abs. 2 IPR-Gesetz) als auch auf das anwendbare materielle Recht beziehen
(Art. 156 IPRG). Bemerkenswert ist dabei vor allem die allseitige Formulierung
der Kollisionsnorrn - d.h. das Gesetz gibt nicht nur anz in welchen Fãllen
schweizerisches (Prospekthaftungs-)Recht berufen wird. Bei Verwirklichung des
relevanten Anknüpfungspunktes kann in einem schweizerischen Gerichtsverfah-
ren auch ausländisches Schutzrecht angewendet werden.2a Fallen Sitzland eines
IJnternehmens und Ausgabeort auseinander, so kann der (in- oder ausländi-
sche) Investor nach seiner Wahl die Ansprüche des einen oder anderen Rechts
(oder von mehr als zwei Rechtsordnungen) geltend machen. Die marktrechtliche
S teuerung swirkung dieser lPR-Anknüpfung besteht darin,

'dass Emittenten gezwungen sind, auf international begebenen W'ertpa-
pieren das für Investoren günstigere Recht anzuwenden, insb. also die
strengeren Offenlegungsvorschriften zu beachten, die entweder das Bege-
bungsland (bzw. die Begebungsländer) oder das Sitzland des Emittenten
statuieren [...]. Der Prospektinhalt hat sich damit am Recht des Landes
mit den strengsten Vorschriften zu orientieren, was gerechtfertigt ist, um
Ungleichheiten zwischen in- und auslândischen Investoren und Emitten-
ten zu vermeiden.'2s

Die referierte Alternatiu- bzw. Kumulatiaanknüpfung ist symptomatisch für
eine generelle Entwicklung auch im privaten Marktkollisionsrecht. Marktunter-
nehmen sind sich heute bewusst, dass sie Aufsichtsvorschriften von beworbenen
Transaktionsplàfzen - u.U. 'kumulativ' - zu beachten haben. Das gilt für die
Zulassung an Börsen ebenso wie für die Tätigkeit von Banken und Versicherun-
gen. Gleiches ist nicht mehr bestritten für öffentliche übernahmeangebote26
und wettbewerbsrechtliches Kartell- oder Fusionskontrollrecht. Die Kumula-
tion zeigt sich aber nicht minder im 'Privat'kollisionsrecht. Durch spezielle
Verbraucherkollisionsnormen und komplexe Sonderanknúpfungsregelungen (z:ur
Ergãnzung der vertrags-, delikts- oder gesellschaftsrechtlichen Regelverweisung
des IPR) sollen die anwendungswilligen SchutznoÍnen - namentlich der lex
fori - beachtet und deren Durchsetzung in jedem Fall sichergestellt werden. Zu
diesem Zweck wird häufig die Rechtswahlfreiheit der Parteien beschnitten,2T
oder die Berufung einer Rechtsordnung darfnicht zur Abwahl'des dem Schutz

2a 

^rt.156 
IPRG lautet Ansprüche aus öffentlicher Ausgabe von Beteiligungspapieren

und Anleihen aufgrund von Prospekten, Zirkularen und ähnlichen Bekanntmachun-
gen können nach dem auf die Gesellschaft anwendbaren Recht oder nach dem Recht
des Staates geltend gemacht werden, in dem die Ausgabe erfolgt ist.'

25 R. Watter, in: H. Honsell/N.P. Vogt/A.K. Schnyder, Kommentar zum Schweizerischen
Priuatrecht - Internationales Priuatrech (1996), Art. 156 N 6.

'u Vgl. Ar1.. 22 Abs 1 Börsengesetz; zur Problematik insgesamt A. Dufour/G. Hertig
(Hrsg.), Kolloquium Erwerb oon Beteiligungen am Beispiel der öffentlichen übernahme-
angebote (Lausanne, 1990).

t' VgLArt. 120 Abs.2 Schweizer IpRG.

Internationales Wirtschaftsrecht - zu Begríff und PhÌinomenologie 525

des Anlegers und Verbrauchers bestimmten Rechts führen.28 Solche Schutzan-
liegen und die Eigenheit der jeweiligen Märkte und Ordnungsrechte bringen
es tiberdies mit sich, dass internationales Wirtschaftsreabt trotz gemeinsamer

Typízitënen immer mehr in spezielle Einzelbereiche zu differenzieren ist. Nicht
zulefzt die Entwicklungen in der EU tragen zu diesem Prozess bei - etwa im
Bankenrecht, im Versicherungsrecht, im Wertpapier- und Börsenrecht, im Wett-
bewerbsrecht.

Wo es gelingt, einseitige Wirtschaftskollisionsnormen durch Bí- bzw. Multi-
Iateralisierung zu einer allgemeinen bzw. zumindest für Teilbereiche anerkann-
ten Anknúpfungsordnung auszudehnen, ist dagegen nichts einzuwenden - im
Gegenteil. Allerdings wird das in vielen Fällen nicht gelingen, weil Wirtschafts-
recht wegen seines Ordnungs- und Steuerungscharakters noch nichtjenen Grad
an Austauschbarkeit erreicht hat, welcher mittlerweile das 'klassische' Privat-
recht charakterisiert. Sehr schön zeigt sich das etwa an der Wettbewerbskolli-
sionsnorm des Art. 137 Schweizer IPR-Gesetz, insbesondere bei dessen (umstrit-
tenem) Absaø 2, der'lex americana':

lAnsprüche alrs 'Wettbewerbsbehinderung unterstehen dem Recht des

Staates, auf dessen Markt der Geschädigte von der Behinderung unmit-
telbar betroffen ist.
2Unterstehen Anspräche aus Wettbewerbsbehinderung ausländischem
Recht, so können in der Schweizkeine weitergehenden Leistungen zuge-
sprochen werden als nach schweizerischem Recht für eine unzulässige
Vy'ettbewerbsbehinderung zuzusprechen wären"

Danach ist realistischerweise auch für die nähere Zukunft davon aus-

zugehen, dass Wirtschafts(privat)kollisionsrecht nur ausnahmsweise und in
Einzelbereichen vom Inhalt der materiellen Ordnungsnormen abstrahiert
und generalisiert werden kann. Hieraus ergeben sich zugleich der anhaltend
besondere Charakter und die dem Ordnungsrecht folgende Anknüpfungs-
technik wirtschaftskollisionsrechtlicher Bestimmungen ('Sonderanknüpfungs-
charakter').2e

IV. INTBnNaTIoNALES Wrnrscn¿.r'TsRECHT ALS KoopERATIoNSRECHT

1. Notwendigkeit

Postulate und Modelle der internationalen Zuständigkeitskoordinierung sowie
andere 'Wege zum Abbau ordnungsrechtlicher Konflikte vermögen - selbst

te Art.5 Abs. 2 des Römischen Schuldvertragsübereinkommens.

'n Ygl. Schnyder; s. Fn 2, 5.25tr,220tr.
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wenn ihnen voll nachgelebt wird - nicht allein die Anforderungen internationa_
len wirtschaftsrechts zu erfüllen. Daneben zwingen überlegungen marktrechtlí_
cher Effizienzsicherung zu aktiver grenzüberschreitender iutl**"nurbeit von
wirtschaftsaufsichts- und sonstigen Behörden. Dieser Aspekt korreliert sodann
mit der Erkenntnis, dass geforderre zuruckhaltung bei der extraterritorialen
Rechtsanwendung - und (mögliche) Rricksichtnahme auf ausiändische Rege-
lungsinteressen - durch Behördenzusammenarbeit kompensìert werden muss.
Dabei zeigt sich andererseits gerade in neuerer zeit, dais das legitime und im
Lichte der Globalisierung unverzichtbare Instrument der internationalen
Behördenkooperation seinerseits die Gefahr exzessiven Handelns in sich birgt,
was aus rechtsstaatlich¿r Sicht wiederum zu problemen frihrt.

2. Verfohrenshilft ín Ziuil_ und Strafsachen

In grundsätzlicher Hinsicht nicht mehr angefochten und daher etabliert ist die
internationale Rechtshitfe in zivil- und Handelssachen. sie ist Ausdruck quali-
frzierter Staatenkooperation hinsichtlich grenzüberschreitender Sachverhalte
und Rechtsstreitigkeiten. Namentlich in den Bereichen Zustellungshilfe und
Beweisaufnahme ím Ausland wird die zwischenstaatliche Koopera-tion durch
zahlreiche S t a at su el tr äg e ger egelt und sichergestellt. 3o

Die zívllrechtshilfe ist selbstredend auch (und namentlich) für wirtschafts_
sachuerhahe von Bedeutung. Sie ist damit ebenso Teii bzw. Aspekt des interna-
tionalen wirtschaftsrechts - soweit sich nämlich aus Transaktionen auf in_ und
auslãndischen Märkten rechtshilferelevante (Gerichts-)verfahren ergeben.
Dabei können sich Schwierigkeiten eínstellen, wie sie aus der Rechtshilfe in
wirtschaftssachen allgemein bekannt sind. Zu denken ist beispielsw eise an pre-
tríal-díscouery-verfahren des uS-amerikanischen Rechts und die insoweit vor_
gesehene Einschränkung der zwischenstaatlichen Kooperation,3l an auslãndi-
sche Prozessverfahren, in denen um Zusprechung (privatrechtlichen) Straf- oder
Mehrfachschadenersatzes ersucht wird; schliesslich - und in Zukunft vielieicht
bedeutsamer - an verfahren im Ausland, in denen entweder inländische Schutz-
normen nicht beachtet oder auslândische 'Eingriffs,normen entgegen den
Rechtsvorstellungen des Inlandes zur Durchsetzung gebracht werdei. fui. u.r-
hält sich das Inland (die lex fori) gegenüber ausländischen Rechtshilfeersuchen
und ausländischen Zivilurteilen, die in einem bezriglichen verfahren ergehen?

Dazu ein urteilsbeispiel: unter dem früheren deutschen Börsenrecht
hatte der Bundesgerichtshof entschieden, dass die vereinbarung der
ausschliesslichen Zuständigkeit ausländischer Gerichte in einem vãrtrag

to Vgl. P. Volken, Die internationale Rechtshílfe in Ziuilsachen (L996).tt vgl. den vorbehalt der Schweiz z¡ Art.23 des Haager Beweisaufnahmeübereinkom-
mens; SR 0.274.132, AS 1995, S. 1085, 1110.

i,,
I
t,
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üb er War enterminge schrift e an Auslandsb rjr sen n'u;r beschränkt zulässi g

sei. Die Vereinbarung sei unwirksam, \tr'enn sie zusammen mit einer

Rechtswahlklausel zur Folge habe, dass die Schutznormen des inländi-
schen Börsenaufsichtsrechts im Ausland nicht beachtet werden.32

Mögliche Abwehrinstrumente gegenüber'exorbitanten' Zuständigkeits- und
Regelungsvorstellungen des Auslandes sind im schweizerischen Vollstreckungs-

recht die Überprüfung der ausländischenVet'fahrenszusttindigkeir in Zivil- und
Handelssachen (Art. 26i.Y.m. insbes. Art. 1.49 u. 165 IPR-Gesetz)33 sowie eine

Verweigerung der Anerkennung und Vollstreckung auslãndischer Entscheide
wegen offensichtlicher Verletzung des schweizerischen Ordre public (Art. 27

Abs. 1 IPRG). Es bleibt offen, welche Bestimmungen des schweizerischen

Marktrechts im einzelnen Bestandteil des Ordre public bilden. Zwar ist unbe-

stritten, dass das BankG, das AFG, das Börsengesetz, das VAG, das KG und

andere Marktaufsichtsregelungen grundsätzlich zur unantastbaren öffentlichen
Ordnung (Ordre public) der Schweiz gehören.3a Indessen existieren in den

einschlägigen Erlassen nicht sehr zahireiche Vorschriften, die im Verhältnis
Anbieter/Kunde direkt durchsetzbare PrivatrechtsansprÛche statuieren. Sie

wirken vielmehr in erster Linie mittelbar.
In Bezug auf die Strafrechtshilþ ist an die einschlägige Spezialgesetzgebung

und die Staatsverträge zu erinnern. Dabei offenbart sich im Allgemeinen sowie

im internationalen 'Wirtschaftsrecht im Besondern das anhaltende Dilemma,

wonach 'die gleichzeitige Befriedigung [von] zweí gesetzlíchen Finalitäten
unversöhnlich ist'- nämlich die Verwirklichung'des besten Schutzes der Inter-
essen der betroffenen Personen' und der artikulierte Wiile der Staaten, 'den

auslãndischen Behörden die ausgedehnteste Kooperation zur Bekämpfung der

Kriminalitât zu leisten'.3s

3. Zunehmende Bedeutung der Verwøltungsrechtshife

Amts- und Rechtshilfe in Verwaltungssachen waren bis vor einiger Zeif 'noch
grösstenteils unerforschtes Neuland'.36 So wurde etwa in einer Studie deutlich

32 BGH, lP.Rax 1985, S. 216; weitere Nachweise bei Kiel, s. Fn B, S. 332 ff, und J. Samtle-
ben, 'Warentermingeschäfte im Ausland und Schiedsverfahren - Neues Recht für
alre FäI1e" IPRax L992, S- 362 tr

33 Besonderheiten gelten, auf der Grundlage der Reziprozität, gem¿iss Art. 26 ff. des

Lugano-Übereinkommens.
3a S. u.a. M. Mächler-Erne, in: H. Honsell/N.P. Vogt/A.K. Schnyder, s. Fn 25,

Art. 18 N 16.
3s P. Bernasconi, 'Bankgeheimnis und internationale Rechtshilfe in Strafsachen

zwischen Datenschutz und Tatenschutz: Die Quadratur des Zirkels', in: P. Nobel
(Hrsg.), Aktuelle Rechtsprobleme des Finanz- und Börsenplatzes Schweiz (!995),
s.92 tr, 104.

36 Honegger; s. Fn 15, S.197.
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gemacht, wie zutällig und einzelfallbedingt sich die bezügliche Zusammenarbeit
von Behörden darstellt.3T Das erstaunt deshalb nicht, weil bisher eine allgemeine
gesetzliche Grundlage für die internationale verwaitungsrechtshilfe fehlt und
der grenzüberschreitende Kooperationsbedarf sich in so verschiedenen Berei-
chen wie ìVettbewerbsrecht, Steuerrecht, Sozialversicherung, Banken- und
Kapitalmarktaufsicht, umweltschutz und Kontrolle industrieller produkte
zeigt. Aus sicht betroffener Parteien sind bei jeder Form von Amts- und
Rechtshilfe vor allem zwei Aspekte von Bedeutung.zumeinen kann Rechtshilfe
in verwaltungssachen, solange es dazu an einer gesetzlichen Grundlage fehlt,
nicht unter Androhung oder Anordnung von Zwangsmassnahmen gereistet
werden. Darüber hinaus ist mit Rticksicht auf die Gesetzmässigkeit der verwal-
tung stets zul¡agen, in welchem umfang und zu welchem zweck eine Behörde
berechtigt isf, amtsinternes wissen an ausländische Behörden weiterzugeben.3s
Die Frage ist und bleibt umstritten.

Die bisher weitgehende Regelungsabwesenheit der verwaltungsrechtshilfe
führt dazu, dass diese unter analoger Beachtung der 'wesentlichen allgemeinen
Grundsãtze' der Zivlr- und strafrechtshilfe gewährt wird. Das ist in prinzipieller
Hinsicht zu begrüssen, schliesst aber im Einzetfall komprexe Anwendungspro-
bleme nicht aus. So ist unklar, ob und inwieweit die bei der strafrechtshilfe
entwickelten Grundsätze zum schutz betroffener personen - insbesondere vor-
aussetzung der doppelten stra.fbarkeit eines inkriminierten verhaltens; Grund-
satz der Spezialitat; Erfordernis des Gegenrechts; ne bis in idem - ebenfalls in
Verwaltungssachen Beachtung finden müssen.

Eine zunehmende Formalisierung der grenzüberschreitenden Kooperation
zeigt sich etwa im schweízerischen Kapitalmarktrecht. Dies geschieht weitgehend
unter dem Druck bzw. den als legitim erachteten Forderungen internationaler
Konzertierung beí der Bekämpfung illegalen und unlauteren verhaltens aufden
Märkten. Dabei wird offensichtlich, dass die traditionelle Strafrechtshilfe der
erweiterten Zusammenarbeit in verwaltungssachen durch die Finanzaufsichts-
behörden bedarf.3e

Aus der neueren Gesetzgebung der schweiz ist zunächst die anhaltende
verfeinen-rng der Instrumente bei der grenzüberschreitenden Bankenaufsicht zu
nennen.ao seit der erstmaligen multilateralen Festschreibung von Grundsätzen

37 P.L. Manfrini, 'Entraide administrative internationale' ,in; Kolloquium Die ínternatio-
nale Rechtshílfe in straf-, zíuil-, verwaltungs- und steuersachenllgg6), s. 115 tr38 Mehr und mehr geregelt und statuiert ist eine enge Zusammenarbeit der Aufsichtsbe-
hörden in der EU; vgl. z.B. Arr. 9 der Richtlinie 9316 EwG v. i.5. Mäirz 1993 über
die angemessene Eigenkapitalausstattung von wertpapierfirmen und Kre-
ditinstituten.

3e Grundlegend (und mit internationaler Rechtsreigleichung) Baum, s. Fn 10, s. 99 tr
"o ygl. dazu insgesamt R. Nadig, Grundlagen der grenzüberschreítenden Bankenauf-

sicht (1991).
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für die Beaufsichtigung von Bankniederlassungen im Rahmen der Bank für
Internationalen Zahlungsuerkehr (BIZ)41 ist der einen Säule dieser Aufsicht -
nämlich dem Erfordernis enger Behördenzusammenarbeit - erstaunlich grosse
Aufmerksamkeit zuteil worden. Während sich anlänglich in Bezug auf die
gesetzliche Grundlage der Kooperation durch die Eidgenössische Bankenkom-
mission noch einzelne Fragezeichen ergaben, ist die bezügliche Radizierung im
geltenden Bankengesetz dem Grundsatznach nicht mehr streitig. Sedes materiae
ist Art. 23'""i"" Bankc (v. 18. März 1994), welcher der Bankenkommission in
Absatz L zunächst - weitgehend voraussetzungslos - die Befugnis einräumt,
'zur Durchsetzung dieses Gesetzes ausländische Bank- und Finanzmarktauf-
sichtsbehörden um Auskünfte und Unterlagen [zu] ersuchen'. Heikler und im
Gesetzgebungsverfahren umstrittener war und ist Abs. 2 von Art. 23'"È"', der
die Voraussetzungen umschreibt, die erfüLllt sein müssen, damit ausländischen
Aufsichtsbehörden im Bereich sogenannter nicht öffentlich zugänglicher Infor-
mationen Amtshilfe geleistet werden darf.a2 Hervorstechend ist dabei insbeson-
dere das Bemtihen des Gesetzgebers, die Verwendung von erhaltenen
Informationen für Zwecke der StrafuerþIgung zu regeln und einzuschränken.
Dogmatisch durchaus bedenkenswert erscheint in diesem Zusammenhang das

Verbot, Informationen an Strafbehörden'weiterzuleiten', 'wenn die Rechtshilfe
in Strafsachen ausgeschlossen wäre'. Ohne diese Formulierung hier im einzelnen
ausleuchten zu wollen und zu können, ergeben sich daraus für betroffene
Marktteilnehmer namentlich zwei Probleme bzw. Gefahren: 

.Wie 
wird zum

einen sichergestellt, dass Informationen nicht auch zur Kenntnis von Strafbe-
hörden gelangen? Was sind sodann (andere) Behörden und Organe gemäss

Abs. 2 lit. c, die 'mit im öffentlichen Interesse liegenden Aufsichtsaufgaben
betraut sind' und an die eine Weiterleitung ohne vorgängige Zustimmung der
Bankenkommission ebenfalls unzulässig ist? Zu beachten ist trier, dass mitunter
komplexe Organisationsfragen der Bank- und Finanzmarktaufsicht im Spiele
sind.

ot Sog.Basler Konkordat des Ausschusses für Bankengesetzgebung und -aufsicht.
42 Ãbsatz 2 von Art.23"""i"" lautet: 'Die Bankenkommission darlausländischen Bank-

und Finanzmarktaufsichtsbehörden nicht öffentlich zugängliche AuskÍiLnfte und
Unterlagen nur übermitteln, sofern diese Behörden: a- solche Informationen aus-
schliesslich zur di¡ekten Beaufsichtigung von Banken oder anderen bewilligung-
spflichtigen Finanzintermediâren verwenden; b. an das Amts- oder Berufsgeheimnis
gebunden siad; und c. diese Informationen nicht ohne vorgängige Zustimmung der
Bankenkommission oder aufgrund einer generellen Ermächtigung in einem Staats-
vertrag an zuständige Behörden und an Organe, die mit im öffentlichen Interesse
liegenden Aufsichtsaufgaben betraut sind, weiterleiten. Die Weiterleitung von Infor-
mationen an Strafbehörden ist unzulässig, wenn die Rechtshilfe in Strafsachen ausge-
schlossen wäre. Die Bankenkommission entscheidet im Einvernehmen mit dem
Bundesamt für Polizeiwesen.'
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Eine mit der Kooperationsnorm des BankG übereinstimmende Regelung
enthält das neue BG über die Anlagefonds in Art. 63 (AFG v. 18. Miírz 1994).
Ebenfalls eine Regelung analog zu BankG und AFG ist nunmehr in Art. 38

[Amtshilfe] des Börsengesetzes vom 24. lldärz 1995 enthalten. Wie in anderen
Bereichen ist bei der Börsenaufsjcht sodann eine zunehmende Kooperation
gestützt auf staatsvertragliche Vereinbarung zu vermerken. Auf bilateraler
Ebene kann für die Schweiz im Weiteren auf die bemerkenswerte und weitrei-
chende Ausdehnung des US-amerikanisch-schweizerischen Staatsvertrages
betreffend Strafrechtshille auf ergänzende Verwahungsuerfahren 'im Zusammen-
hang mit dem Angebot, dem Kauf und Verkauf von Effekten und derivativen
Finanzprodukten ("futures" und "options")'hingewiesen werden.a3 Danach sind
Amts- und Rechtshilfe in Verwaltungsverfahren zulässig und vorgesehen - unter
Einschluss verwaltungsrechtlicher Zwangsmassnahmen (2.8. Beweisaufnahme,
Sperre von Vermögenswerten) - wenn auch Strafrechtshilfe nach dem Staatsver-
trag geleistet werden könnte. Explizit erfasst werden in den USA Verfahren vor
einem US-Gericht sowie Verfahren vor der SEC (Securities and Exchange
Commission), der CFTC (Commodity Futures Trading Commission) oder
einem Verwaltungsgericht. Diese bilaterale Regelung zeigl auf anschauliche
Weise insbesondere die Erstreckung des Strafrechtshilfeinstrumentariums auf
die 'ergänzende' Kooperation in Verwaitungssachen.44 Es ist dabeí nicht mehr
ausgeschlossen bzw. wird absehbar, dass die Verwaitungsrechtshiife zunehmend
von Strafverfahren losgelöst und eigenständigen Kooperationsregeln zugeführt
wird. Ob am Ende diesbezüglich indes der 'gläserne' Marktauftritt steht,
bleibt offen.

Zunehmende Legiferierung und Formalisierung findet im Weiteren die
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden in Wettbewerbssachen.as Dabei zeigt
sich aber mit aller Deutlichkeit, dass noch so intensivierte und instrumentali-
sierte Kooperation die einzelstaatlichen'powers reserved'zur Anordnung mark-
trechtlicher Massnahmen nicht zu verdrängen vermag.

V. Auserlcr

Internationales Wirtschaftsrecht erweist sich gegenwärtig als dogmatisch noch
nicht abschliessend erfasste und bearbeitete Gemengelage ordnungsrechtlicher
Instrumente und Verfahren für das grenzüberschreitende Wirtschaften. Es

a3 Briefwechsel v. 3. November 1993, SR 0.351.933.66 (ersetzte Briefwechsel v.
1.0. November 1987, SR 0.35i.933.65).

aa S. auch BGE i18 Ib 457: Gewâhrung von inte¡nationaler Rechtshilfe an die französi-
sche Börsengeschâftskommission (Commission des opérations de bourse, COB).

as S. namentlich die neuere Arbeit von Ph. Zurkinden, Gründung uon Gemeínschaft,su,r-
ternehmen in der schweiz und das neue schweizerische Kartellgeserz (1999), insbes.
s. i60 ff.

Interna.tionøIes Wirtschaftsrecht - zu Begriff und Phänomenologie 531

umfasst einen beinahe grenzenlosen Kranz an völker-, markt-, koliisions-,
verfahrens- und weiteren rechtlichen Fragestellungen. Dabei liegt ein wichtiger
Fokus aufdem ordnungsrechtlichen Steuerungsauftrag der'weltrechtlich'noch
nicht harmonisierten.Wirtschaftsverfassungen. Wissenschaft, Gesetzgebung und
Rechtsanwendung sind gefordert, die Auseinandersetzung mit den spezifischen
Aspekten internationaler Implementierung von Wirtschaftsrecht voranzutrei-
ben und zu verfeinern. Schon ailein wegen der Giobalisierung von Sachverhal-
ten und des daraus lesultierenden Zwangs zur Problemlösung ist diesbezüglich
eine gewisse Zuversicht am Platz. Dabei ist offen, ob'das' internationale Wirt-
schaftsrecht einer umfassenden Systematisierung zugänglich ist oder ob es -
angesichts einer wohl nicht zu leugnenden Heterogenität der Problemstellungen
- durch rechtsfragebezogenen Methodenpluralismus gekennzeichnet sein wird.


